
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Az.: 4 RLW 13191

Prozeßbevollmächtigter: .........................................

gegen

Landwirtschaftliche Alterskasse Oberfranken und Mittelfranken,
Bayreuth, Dammwäldchen 4,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. November 1992 ohne

mündliche Verhandlung durch den Richter Dr. M e y e r als Vorsitzenden,

die Richterin T ü t t e n b e r g und den Richter 3 o h e n k sowie

die ehrenamtlichen Richter Dr. D u f n e r und F a u p e |

für Recht erkannt: ‘

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg

vom 29. Oktober 1991 aufgehoben. Die Klage gegen den Bescheid vom 13. Mai

1991 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21. Mai 1991 wird abge—

wiesen.

Außergerichtllche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.
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Gründe:

Die Beteiligten streiten über die Erstattung von Beiträgen.

Der 1953 geborene Kläger hatte bereits im November 1974 für

60 Kalendermonate Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter ent—

richtet. Er blieb —mit kurzen Unterbrechungen - versicherungspflichtig in der

allgemeinen Rentenversicherung beschäftigt und führt sein landwirtschaftliches

Unternehmen weiter. Ab 1. Oktober 1977 war er als landwirtschaftlicher

Unternehmer beitragspflichtiges Mitglied der beklagten Landwirtschaftlichen Al—

terskasse (LAK). Mit Bescheid vom 14. September 1987 befreite ihn die Beklag—

te auf seinen Antrag mit Wirkung ab 1. Oktober 1977 gemäß 5 14 Abs 2

Satz 1 Buchst a des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) von der

Beitragspflicht zur LAK und erstattete die ab Januar 1983 gezahlten Beiträge;

für die Zeit von Oktober 1977 bis Dezember 1982 berief sie sich auf Verjährung.

Unter dem 29. Februar 1988 beantragte der Kläger erneut Erstattung auch der

von Oktober 1977 bis Dezember 1982 gezahlten Beiträge. Die LAK lehnte dies

mit Bescheid vom 25. Juli 1988 ab.

Am 17. Oktober 1990 beantragte der Kläger einen Zuschuß zur Nachentrich—

tung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung, dem die Beklagte mit

Bescheid vom 11. Januar 1991 nach 5 47 GAL in Höhe von 238,——DM statt—

gab. Sie teilte ihm durch ein weiteres Schreiben vom 13. Februar 1991 mit, daß

er kraft Gesetzes (@48 Abs 1 GAL) aus der landwirtschaftlichen Alterskasse

ausgeschieden sei. Die Erstattung der Beiträge für die Zeit vom Oktober 1977

bis Dezember 1982 gemäß 5 48 Abs 2 GAL lehnte sie mit dem streitigen Be—

scheid vom 13. Mai 1991 ab, weil diese Beiträge infolge der Beitragsbefreiung

nach 5 14 Abs 2 GAL zu Unrecht entrichtet worden seien. Nach 5 48 Abs 2

GAL könnten jedoch nur rechtswirksam entrichtete Beiträge erstattet werden.

Der Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 21. Mai
1991).

Der hiergegen erhobenen Klage hat das Sozialgericht (SG) Nürnberg stattgege—

ben (Urteil vom 29. Oktober 1991). Es hat im wesentlichen ausgeführt: Nach

9 48 Abs 2 GAL würden Personen, die nach 5 48 Abs 1 GAL aus der landwirt—

schaftlichen Alterskasse ausgeschieden seien, die Beiträge, die sie als beitrags—

pflichtige landwirtschaftliche Unternehmer entrichtet hätten, von Amts wegen
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erstattet. Ausscheiden im Sinne von 5 48 Abs 1 GAL bedeute, daß der Betref—

fende wegen des Übergangs in ein anderes Sicherungssystem rückwirkend von

Anfang an als nicht zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung gehörend anzu—

sehen sei. Die bis zum Ausscheiden iS dieser Vorschrift geleisteten Beiträge

seien rechtmäßig entrichtet und würden im Wege des Bereicherungsausgleiches

erstattet, der Anspruch unterliege gemäß 5 195 des Bürgerlichen Gesetzbuches

(BGB) der 30—jährigen Verjährung. Die Auflösung des Versicherungsverhältnis—

ses von Beginn an bei Inanspruchnahme des Zuschusses nach 5 47 GAL un—

terscheide sich von der rückwirkenden Beitragsbefreiung nach 5 14 Abs 2 GAL

und begründe eine stärkere Rechtsposition. Die iS von 5 48 GAL zu Recht ent—

richteten Beiträge für die Zeit von Oktober 1977 bis Dezember 1982 seien dem

Kläger daher zu erstatten.

Mit der vom SG zugelassenen (Sprung—) Revision rügt die Beklagte eine Verlet—

zung von 5 48 Abs 2 GAL. Diese Vorschrift regele die Erstattung zu Recht ent—

richteter Beiträge, während bei einer Erstattung von Beiträgen aufgrund einer

Beitragsbefreiung naclLs_14 Abs 2 Satz 1 Buchst a GAL die ursprünglich

rechtswirksam entrichteten Beiträge im nachhinein als zu Unrecht entrichtet

anzusehen seien (Hinweis auf BSG SozR 5850 5 27a Nr 1 und BSGE 61, 226 =

SozR 1200 5 39 Nr 5). Aus den nach der höchstrichterliohen Rechtsprechung

bestehenden unterschiedlichen Ergebnissen für die Beitragserstattung könne

bei Anwendung des 5 48 Abs 1 GAL nicht auf eine sich aus dieser Vorschrift

angeblich ergebende stärkere Rechtsposition geschlossen werden. Vielmehr

stünden @ 14 Abs 2 GAL und 5 48 Abs 1 GAL gleichrangig nebeneinander und

ergänzten sich. Der rückwirkenden Befreiung nach 5 14 Abs 2 Satz 1 Buchst a

GAL komme nur insofern gegenüber dem Ausscheiden nach 5 48 Abs 1 GAL

eine andere Bedeutung zu, als der Befreite erst mit Beginn des Monats, in dem

die Voraussetzungen erfüllt seien, aus der landwirtschaftlichen Alterskasse aus—

scheide, während Berechtigte, die einen Zuschuß nach 5 47 GAL in Anspruch

nähmen, immer von Anfang an als nicht zur landwirtschaftlichen Alterskasse

gehörend anzusehen seien. 5 14 Abs 2 GAL und 5 48 Abs 1 GAL sowie die

damit einhergehenden Erstattungsbestimmungen des 5 26 Abs 2 des Vierten

Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IV) und 5 48 Abs 2 GAL müßten als sich

ergänzende Bestimmungen in dem Sinne angesehen werden, daß einem Bei—

tragsbefreiten, der einen Nachentrichtungszuschuß in Anspruch genommen

habe, zwei Erstattungsansprüohe mit unterschiedlichem Charakter zustünden.

Der Anspruch nach 5 26 Abs 2 SGB IV umfasse die ab Wirksamwerden der

Beitragsbefreiung als zu Unrecht gezahlt anzusehenden Beiträge, während sich

die Erstattung vom Beginn der Mitgliedschaft bis zum Eintritt der Befreiung
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nach 9 48 Abs 2 GAL richte. im vorliegenden Fall bestehe die Besonderheit,

daß der Beginn der Mitgliedschaft und der Befreiungszeitpunkt zusammenfielen

und daher keine rechtmäßig entrichteten Beiträge mehr vorhanden seien, die

gemäß 5 48 Abs 2 GAL erstattet werden könnten. Wären allerdings noch er-

stattbare Beiträge vorhanden, richte sich deren Verjährung entgegen der Auf—

fassung des SG nach 5 45 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB I).

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 29. Oktober 1991 aufzuheben

und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das Urteil des SG für zutreffend. Die Auflösung des Versicherungsver-

hältnisses nach 5 48 Abs 2 GAL von Beginn an ziehe eine umfassendere und

damit rechtlich stärkere Wirkung nach sich als eine rückwirkende Befreiung von

der ursprünglich bestehenden Beitragspflicht. Der Gesetzgeber habe dies so—

wohl mit der Formulierung der entsprechenden Rechtsvorschrift als auch der

Rechtsfolge, nämlich der Erstattung von Amts wegen, zum Ausdruck gebracht.

5 48 Abs 2 GAL sei die spezielle Rechtsgrundlage für die Beitragserstattung in

allen Fällen, in denen ein Zuschuß nach 5 47 GAL gewährt werden sei.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes

<SGG>).

Die zulässige (Sprung—) Revision der Beklagten ist begründet. Der Kläger hat

keinen Anspruch auf Erstattung der Beiträge, die er im Zeitraum von Oktober

1977 bis Dezember 1982 an die Beklagte entrichtet hat.

Als Anspruchsgrundlage für die begehrte Sozialleistung der Erstattung zu Recht

entrichteter Beiträge kommt nur 5 48 Abs 2 Satz 1 GAL (eingefügt mit Wirkung

ab 1. Januar 1971 durch Art 1 5 1 Nr 8 des 1. Agrarsozialen Ergänzungsge—

setzes <ASEG> vom 21. Dezember 1970 <BGBl I S 1774> in der hier anzu—

wendenden Fassung des 3. ASEG vom 20. Dezember 1985 <BGBl | S 2475>) in
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Betracht. Der in 5 27a GAL geregelte Anspruch auf Erstattung zu Recht ent—

richteter Beiträge ist schon deswegen nicht gegeben, weil dessen Vorausset—

zungen (ua Beiträge an die LAK für 180 Kalendermonate) offenkundig nicht er—

füllt sind. Über das —hier nicht streitige —Begehren des Klägers, die Beiträge

als zu Unrecht entrichtet zu erstatten, hat die Beklagte durch die bindend (@ 77

SGG) gewordenen Bescheide vom 14. September 1987 und vom 25. Juli 1988

ablehnend entschieden. Darüber haben die hier streitigen Verwaltungsentschei—

dungen keine Regelung getroffen.

Gemäß 5 48 Abs 2 Satz 1 GAL werden den Personen, die nach Abs 1 aaO aus

der LAK ausgeschieden sind, die Beiträge, die sie als beitragspflichtiger land—

wirtschaftlicher Unternehmer entrichtet haben. - vorbehaltlich der in Abs 2

Satz 3 bis Satz 5 aaO getroffenen Regelungen —erstattet. Der Anspruch steht

dem Kläger schon deswegen nicht zu, weil er nicht “nach Abs 1 aus der LAK

ausgeschieden ist".

Nach dieser Vorschrift scheiden Personen, die einen Zuschuß nach 5 47 GAL in

Anspruch genommen haben, aus der LAK aus. Die letztgenannte Vorschrift be—

stimmt, daß "landwirtschaftliche Unternehmer iS des 5 1 Abs 3 GAL" auf Antrag

einen Zuschuß aus Bundesmitteln zu den Beiträgen erhalten, die sie ua nach

Art 2 5 52a des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

nachentrichten. Zwar hat der Kläger nach den tatsächlichen Feststellungen des

SG, die den Senat binden (55 163, 164 Abs 2 Satz 3 SGG), nach Zulassung

durch die Landesversicherungsanstalt (LVA) Oberfranken und Mittelfranken

gemäß Art 2_5 52a Abs 1a ArVNG Beiträge an diese LVA nachentrichtet und

hierzu den gesetzlichen (@47 Abs 3 GAL) Zuschuß in Höhe von 70 vH des

Nachentrichtungsbetrages von der beklagten LAK erhalten. Gleichwohl ist er

nicht iS von 5 48 Abs 2 Satz 1 iVm Abs 1 GAL aus der LAK ausgeschieden. Er

hat nämlich diesen Zuschuß erst 1991 "in Anspruch genommen". Zu diesem

Zeitpunkt war er aber —und zwar schon seit September 1987 (mit rückwirken—

der Beitragsbefreiung ab 1. Oktober 1977) —nach 5 14 Abs 2 Satz 1 Buchst a

und Sätze 3 und 4 GAL “unwiderruflich” und "endgültig" aus der LAK ausge—

schieden. Die Rechtsfolge von 5 48 Abs 1 GAL konnte deswegen 1991 nicht

mehr eintreten.

Der Gesetzeswortlaut bietet keinen Hinweis darauf, mit dem Wort ”Ausscheiden"

könne -—über dessen Bedeutung im allgemeinen Sprachgebrauch hinausge—

hend oder davon abweichend — im Kern etwas anderes gemeint sein als mit
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demselben Wort in 5 14 Abs 2 Satz 4 GAL, das dort unzweifelhaft die Beendi—

gung des Mitgliedschaftsverhältnisses (einschließlich der Beitragspflicht) zur LAK

meint. Wie der Senat bereits entschieden hat (BSG SozR 3—5850 @ 48 Nr 2; vgl

auch SozR aaO Nr 1 und Urteil vom 25. April 1990 —4 RLW5/89), bedeutet der

Begriff des Ausscheidens iS von 5 48 Abs 1 GAL, daß der Betreffende wegen

des Übergangs in ein anderes Sicherungssystem rückwirkend von Anfang an als

nicht zur landwirtschaftlichen Altershilfe gehörend ”anzusehen“ ist. Diese fiktiv

rückbezügliche Auflösung des Versicherungsverhältnisses setzt voraus, daß die—

ses im Zeitpunkt der “Inanspruchnahme des Zuschusses nach 5 47 Abs 1 GAL"

noch bestanden hat.

Der Senat (aaO) hat mehrfach darauf hingewiesen, daß der Wortlaut von 5 48

Abs 2 Satz 1 und von 5 47 Abs 1 GAL ungenau ist. Da der Zuschuß iS von

5 47 Abs 1 GAL ausschließlich "ehemaligen" (Art 2 5 52a Abs 1 ArVNG) oder

zwar - wie hier — "aktiven”, aber von der Beitragspflicht befreiten (Art 2 5 52a

Abs 1a ArVNG) landwirtschaftlichen Unternehmern gewährt werden kann, letzt—

genannte aber bereits endgültig aus der LAK ausgeschieden sind, ist der per—

sönliche Anwendungsbereich von 5 48 Abs 1 GAL auf die Gruppe der ehemali—

gen landwirtsohaftliohen Unternehmer begrenzt, die ihr Unternehmen (abgese—

hen von 5 48 Abs 1a GAL) abgegeben (5 2 Abs 3 bis 7 GAL) haben und des-

wegen der Beitragspflicht nicht mehr unterliegen. Nur sie könnten durch Wie—

deraufnahme des Betriebs eines landwirtschaftlichen Unternehmens sogar nach

der Zuschußgewährung iS von 5 47 GAL unter Berücksichtigung ihres früher

begründeten und noch nicht "aufgelösten" Versicherungsverhältnisses Ansprü—

che nach dem GAL (neu) erwerben. Nehmen diese Personen den Zuschuß zu

den Nashentrichtungsbeiträgen in Anspruch, soll ihr — latentes — Versiche—

rungsverhältnis so behandelt werden, als habe es nie bestanden. Deswegen

zieht (wie der Senat gesagt hat: SozR 3—5850 @48 Nr 2) die - fiktiv rückbe—

zügliche — Auflösung dieses Versicherungsverhältnisses auf der Beitragsseite

die Erstattung der früher zur LAK zu Recht entrichteten Beiträge nach sich.

Demgegenüber ist in 5 27a GAL für die aus anderen Gründen als der Inan—

spruchnahme eines Zuschusses iS von 5 47 GAL der Beitragspflicht zur LAK

nicht mehr unterliegenden (ehemaligen) landwirtschaftlichen Unternehmer ein

eigenständiger Beitragserstattungsanspruch ausgestaltet worden, in dem die

wechselseitigen lnteressen einerseits des (nicht beitragspfliohtigen bzw ehema—

ligen) landwirtschaftlichen Unternehmers an der Erstattung sogar zu Recht ent—

richteter Beiträge und andererseits der Versichertengemeinschaft, für das von

ihr —auch beim Ausbleiben eines Leistungsfalles —getragene Versicherungsri—

siko den Beitrag zu behalten, angemessen ausgestaltet worden sind.
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Für diese Abgrenzung der Anwendungsbereiche der beiden auf die Erstattung

rechtmäßig entrichteter Beiträge (BSG SozR 5850 9 27a Nr 1) gerichteten An—

spruchsgrundlagen spricht auch deren Zweck: Während {) 27a GAL als Grund—

regel ausgestaltet, daß ein nicht nach 5 14 GAL beitragspflichtiger (ehemaliger

oder aktiver) landwirtschaftlicher Unternehmer Erstattung rechtmäßig entrichte—

ter Beiträge nur unter engen Voraussetzungen beanspruchen kann, begünstigt

@48 Abs 2 Satz 1 GAL ausschließlich den ehemaligen, jedoch latent versicher—

ten landwirtschaftlichen Unternehmer, der im Gegenzug zur Zuschußgewährung

zwecks Vermeidung von Doppelleistungen (vgl Bericht des Ausschusses für Ar—

beit und Sozialordnung, zu BT—Drucks Vl/1384, Allgemeines, 3 3, zu Nr 8) die

- fiktiv rückbezügliche —Auflösung seines Versicherungsverhältnisses hinneh—

men muß. Die Gefahr solcher Doppelleistungen (Zuschuß nach 5 47 GAL und

Ansprüche nach dem GAL aus wiederaufgelebter Beitragspflicht) besteht hinge—

gen bei den nach 5 14 Abs 2 GAL von der Beitragspflicht befreiten (ehemaligen

oder aktiven) landwirtschaftlichen Unternehmern von vornherein nicht; denn sie

sind bereits "endgültig” aus der LAK ausgeschieden. @ 48 Abs 2 GAL verdrängt

mithin als Spezialvorschrift nur im vorgenannten engen Umfang die Grundregel

von 5 27a GAL.

Für dieses Verständnis der Konkurrenzlage beider Vorschriften spricht auch die

systematische Stellung im Gesetz. Während & 27a GAL Bestandteil des

5. Abschnitts des GAL ist, der die Themen ”Weiterversicherung, Erstattung und

Nachentrichtung von Beiträgen” regelt. steht 5 48 GAL im 3. Teil dieses Geset—

zes, der speziell und ausschließlich der "Zuschußgewährung zur Nachentrich—

tung von Beiträgen zur Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten” ge—

widmet ist und insgesamt die Strukturverbesserung in der Landwirtschaft unter—

stützen soll (vgl Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, zu BT—

Drucks Vl/1384, Allgemeines, S 2). Die Entstehungsgeschichte der 55 47, 48

(vgl dazu den vorgenannten Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialord—

nung) gibt ebensowenig wie diejenige der Einfügung von Abs 1a in Art 2 5 52a

ArVNG (durch das 7. Änderungsgesetz zum GAL vom 19. Dezember 1973

— BGBl I S 1937 — mit Wirkung ab 1. Januar 1974; dazu BT—Drucks 7/934

3 12 f) keinen Anhalt, im Gesetzgebungsverfahren sei ein hiervon abweichen-

des Verständnis des Verhältnisses der beiden Beitragserstattungsvorschriften

erörtert worden. Da & 48 Abs 1 GAL somit auf den Kläger nicht anwendbar ist,

steht ihm die hier allein streitige Sozialleistung (Erstattung zu Recht entrichteter

Beiträge nach 5 48 Abs 2 Satz 1 GAL) nicht zu.
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Der vorliegende Fall zwingt den Senat nicht dazu, das Verhältnis von 55 27a, 48

Abs 2 Satz 1 GAL zu dem Anspruch auf Erstattung zu Unrecht entrichteter Bei—

träge nach 9 26 Abs 2 SGB IV zu erörtern und zu prüfen, ob Beiträge, die im

Zeitpunkt ihrer Zahlung und Entgegennahme kraft Gesetzes geschuldete

Pflichtbeiträge waren, allein deswegen "rückwirkend" als zu Unrecht entrichtet

zu qualifizieren sind, weil sich der landwirtschaftliche Unternehmer später hat

gemäß 5 14 Abs 2 GAL von der Beitragspflicht befreien lassen (hierzu: BSG

30le 5850 5 27a Nr 1; Urteil vom 16. Dezember 1987 — 11a RLW 2/87:

BSGE 61, 226 = SozR 1200 5 39 Nr 5). Über das Begehren auf Erstattung die-

ser Beiträge als zu Unrecht entrichtet liegen —wie ausgeführt —bindende Ver—

waltungsentscheidungen vor.

Da nach alledem der Kläger durch die Inanspruchnahme des Zuschusses zu

nachentrichteten Beiträgen nicht iS von 5 48 Abs 1 GAL aus der LAK ausge—

schieden ist, ein Anspruch auf die begehrte Sozialleistung der Beitragserstat—

tung nach 5 48 Abs 2 Satz 1 GAL also nicht besteht, war der (Sprung—) Revisi—

on der Beklagten stattzugeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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